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Der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements VD 

16.452 n Pa.Iv. Rösti. Ausbau der Wasserkraft zur Stromerzeugung und Stromspeicherung. 
Anpassung der Umweltverträglichkeitsprüfung: 
Stellungnahme. 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 1. November 2018 haben Sie uns in eingangs erwähnter Angelegenheit zur 
Vernehmlassung eingeladen. Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Aus unserer Sicht greift die parlamentarische Initiative "Ausbau der Wasserkraft zur Stromerzeu-
gung und Stromspeicherung. Anpassung der Umweltverträglichkeitsprüfung" ein wichtiges Anlie-
gen auf. Die derzeitige Situation hinsichtlich Umweltverträglichkeitsprüfungen und Beurteilung der 
erforderlichen Wiederherstellungs- und Ersatzmassnahmen bei der Erneuerung von Wasserrechts-
konzessionen ist unbefriedigend. Die heutige Praxis, wonach bei Konzessionserneuerungen der 
natürliche Zustand vor Errichtung der Anlage als Referenzzustand dient, stützt sich nicht auf eine 
ausreichende gesetzliche Grundlage. Dies führt bei der Festlegung von ökologischen Ersatzmass-
nahmen zu komplexen juristischen Auslegungsfragen und langwierigen Verfahren, die den Ausbau 
der Wasserkraft verzögern und Neuinvestitionen weniger attraktiv machen. 

Dies steht im Widerspruch zu der im Rahmen der Energiestrategie 2050 beschlossenen Steige-
rung der Stromproduktion aus Wasserkraft und damit der Aufwertung der Energiegewinnung aus 
erneuerbaren Quellen. Deshalb unterstützen wir die gesetzliche Verankerung des Ist-Zustands als 
Referenzzustand für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfungen und die Bestimmung 
der Ersatzmassnahmen bei Konzessionserneuerungen. Wir erachten den von der Kommissions-
mehrheit vorgeschlagene Umsetzung der parlamentarischen Initiative als zweckmässig, um die be-
stehenden rechtlichen Unsicherheiten auszuräumen, die Dauer der Verfahren zu verkürzen und die 
Wasserkraftbranche zu entlasten. Die von der Kommissionsminderheit vorgeschlagene Lösung 
lehnen wir aus dem oben erwähnten Grund der notwendigen Vereinfachung der Verfahren ab. 

Da sich der neu vorgeschlagene Art. 58a Abs. 5 des Wasserrechtsgesetzes (WRG; SR 721.80) 
ausschliesslich auf die Erneuerung von Konzessionen ohne bauliche oder betriebliche Änderungen 
bezieht und sich auf gewässernahe terrestrische und semiterrestrische Lebensräume beschränkt, 
schätzen wir die Folgen für Natur und Landschaft als gering ein. Die bei einer Konzessionserneue-
rung weiterhin notwendige Überprüfung umwelt- und gewässerschutzrechtlicher Bestimmungen 
genügt aus unserer Sicht, um den Umweltanliegen Rechnung zu tragen. 
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Im Übrigen verweisen wir auf die Stellungnahme der Regierungskonferenz der Gebirgskantone 
(RKGK). 

Freundliche Grüsse 

Volkswirtschaftsdepartement 

Daniel VVyl r 
Regierun rat 
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